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Die Vergütung für E rnunter

richts an Volksſchulen

Nach § 46 des El mentarunterrichtsgeſetz
der Faſſung vom 19. Juli 1906 , Geſ . - Blatt Seite 191 ,

iſt der Turnunterricht an Volksſchulen fortan in das

geſetzliche Stundendeputat des Lehrers einzurechnen ;
eine beſondere Vergütur ng wird hiefür nicht mehr ge —
währt . Erteilt ein Lehrer zuſammen mehr als 32

Wochenſtunden ( Turnunterricht eingerechnet ) , dann hat
er für jede Ueberſtunde eine Vergütung von jährlich
60 Marfk anzuſprechen .

Erſtreckt ſich der Turnunterricht nur auf einen

beſtimmten Abſchnitt des Jahres und wird hierdurch
die Zahl der Ueberſtunden zeitweiſ⸗ vermindert oder

fallen dieſe ganz weg , dann iſt die Ver rgütung für
die betreffende Zeit entſprechend zu kürzen oder ganz
einzuſtellen .

Erteilt z. B. ein Lehrer im Sommerhalbjahr zu
ſammen 33 Wochenſtunden ( darunter 2 Turnſtunden ) ,
im Winter dagegen nur 31 , weil das Turnen unter

bleibt , dann hat er für das Sommerhalbjahr die

Hälfte von ( 33 32⸗ ) 1: 60⸗ 30 Mark anzu

ſprechen , während für die Wintermonate eine ſolche

Vergütung überhaupt wegfällt . Sch .

8 tdlung der Oui ittungskar
Bei Entlaſſung der Reſcrvifen om Militär hat

es ſich wieder gezeigt , daß der größte Teil der Ver

ſicherten ihre Quittungskarten während der

Militärzeit verlegt oder verloren hatten . Es

iſt daher den zum Militär einrückenden Verſicherten

dringend zu empfehlen , ihre Quittungskarten bei den

Einzugsſtellen nicht zu erheben , ſon 2*
— daſelbſt

hinterlegt zu laſſen . Verſicherte , die beim

Austritt ihre Quittungskarte vom Arbeitg, ' ber aus

gehändigt erhalten , hinterlegen ſolche beim Bürger
meiſteramt ihres letzten Beſchäft igungsortes , welches

für Aufbewahrung und auch für evtl . rechtzeitige Ver

längerung der Karte Sorge tragen wird . Perſonen
welche ihren Wohn⸗ , Arbeits - oder Dienſt⸗
ort wechſeln , müſſen vor ihrem Weggang ihre
Quittungskarten bei den Cinzugsſtellen erheben , da
das Nachſenden der Karten mit Unkoſten und Mühe
verbunden iſt . Hat ein Verſicherter verſäumt , ſeine

Quittungskarte mitzunehmen , ſo hat er ſich mit Poſt —
karte unter genauer Angabe ſeines Namens , ſeiner
Geburtszeit ſowie ſeines letzten Arbeitgebers an die

Krankenkaſſe oder wenn er deren Namen nicht beſtimmt
weiß , an das Bürgermeiſteramt zu wenden , worauf
ihm die Karte an ſeine Adreſſe , die genau zu be⸗

zeichnen iſt , auf ſeine Koſten nachgeſandt wird . Poſt⸗
lagernd oder an Herbergen werden Karten im all —

gemeinen nicht nachgeſandt , es empfiehlt ſich die An

gabe der Adreſſe des jetzigen Arbeitgebers , um eine
ſichere Zuſtellung zu ermöglichen .

Unfall beim Ueberſteigen einer Einfriedig

ung .
Der Kläger hat an einem Sonntag im Januar

1903 ſeine kandwirtſchaftlichen G rundſtücke begangen ,
um , wie er angibt , nach dem Stande der Felder zu
ſehen und , da plötzliches Tauwetter eingetreten ſei ,
wenn nötig , kleine Ausbeſſerungen wegen des Waſſer
ablaufs zu machen und um ſich überhaupt zu verge —
wiſſern , ob Arbeiten an den Aeckern nötig fielen .
Beim Rückweg habe er noch ſeinen Bienenſtand beſuchen
wollen . Der richtige Weg dahin ſei eingezäunt ; da

derſelbe aber noch vereiſt und deshalb ungangbar ge—
weſen ſei , ſei er über die Einfriedigung geſtiegen , um
über die Felder zu 6l ) en. Beim Ueberſteigen brach die

Stange , der Kläger ſtürzte zu Boden und erlitt einen

Doppelbruch des linken Knterarmo
Der Vorſtand der bad . landw . Berufsgenoſſen

ſchaft lehnte die Gewährung einer Entſchädigung ab ,
weil ein Unfall des täglichen Lebens und eine ſelbſt⸗

geſchaffene Gefahr vorliege .
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Das Schiedsgericht ſchloß ſich dieſer Auffaſſung

an und wies die Berufung des Klägers ab .

Hiergegen hat der Kläger Rekurs an das

Verſ . - A. eingelegt . Das L. Verſ . - A. machte zunächſt

noch Erh⸗bungen beim germeiſteramt behufs Auf

klärung des Sachverhalts , die allerdings auch keine

völlige Klarlegung brachten . Doch ſchien dem

Verſ . - A. die Angabe des Klägers , daß er zu Zwecken

des landwirtſchaftlichen Betriebs ſeine Grundſtücke am

Sonntag beſucht habe , glaubwürdig , umſomehr , als

der Kläger durch ſeinen Beruf als Goldarbeiter ver

hindert war , dies an einem Werktag zu tun . Es war

daher nur noch zu prüfen , ob der Kläger dadurch , daß

er über die Einfriedigung des Wegs ſtieg , über den

Rahmen des landwirtſchaftlichen Betriebs hinausge

gangen iſt und ſich in eine ſelbſt geſchaffene , dem land

wirtſchaftlichen Betriebe fremde Gefahr begeben hat .

Dieſe Frage iſt jedenfalls dann zu verneinen , wenn

die Angabe des Klägers richtig iſt , das Hinüberſteigen

ſei erforderlich geweſen , um der Gefahr eines Sturzes

auf dem vereiſten Wege zu entgehen . In dieſer Hin —

ſicht vermag das Bürgermeiſteramt nicht beſtimmt zu

ſagen , in welchem Zuſtand ſich der Weg gerade am

Unfalltage befand ; doch beſtätigt es , daß der fragliche

Weg im Winter ſtets - mit Eis bedeckt und deshalb

ſehr ſchlecht paſſierbar iſt . Ein Ausweichen ſei nicht

möglich , weil der Weg auf beiden Seiten eingefriedigt
ſei . Das Bürgermeiſteramt hält die Angaben des

Klägers für glaubwürdig , wie es dieſen überhaupt

als einen wahrheitsliebenden Mann erklärt .

Hiernach konnte keinesfalls als erwieſen erachtet

werden , daß der Kläger durch das Ueberſteigen der

Stange aus der landwirtſchaftlichen Betriebstätigkeit ,
in der er ſich ſonſt befand , herausgetreten iſt .

L. .

Das L. Verſ . ⸗A. hat daher das ſchiedsgerichtliche
Urteil aufgehoben und die Genoſſenſchaft zur Leiſtang

der geſetzlichen Unfallentſchädigung verurteilt .

L. Verſ . ⸗A. , 18. Dezember 1903 .

Unfallverſicherung : Unfall auf dem Heimweg

vom Liefern und Verſetzen von Tännchen .

Kläger , welcher in den Garten eines anderen in

ſeinem eigenen verſicherten Betriebe gezogeme Tänn⸗

chen geliefert und darin verſetzt hatte , erlitt auf dem

Heimwege von dieſem Geſchäft einen Unfall . Entgegen

dem Beſcheid der landw . Berufsgenoſſenſchaft and

der Entſcheidung des Schiedsgerichts , welche den Ent

ſchädigungsanſpruch des Verletzten zurückwieſen , ver

urteilte das L. Verf . ⸗A. die Genoſſenſchaft zur Gewäh

rung der geſetzlichen Unfallentſchädigung . Das Liefern
und Verſetzen der ſelbſtgezogenen Tännchen in den

fremden Garten iſt als eine auf die Verwertung der

Erzeugniſſe des eigenen gegen Unfallgefahr verſicherten

Betriebes gerichtete und deshalb zu dieſem ſelbſt ge

hörige Tätigkeit anzuſehen . Da Kläger nach Vor

nahme dieſer Lieferung heimkehren und nicht etwa

noch ſonſtige Arbeiten an dieſem Tage vornehmen

wollte , und der Unfall auf dem Heimweg zur eigenen

Wohnung ſich ereignet hat , ſo mußte der Renten

anſpruch für begründet erachtet werden .

L. Verſ . ⸗A. , 2. Dezember 1904 .

Sperre bei Sparkaſſen angelegter Mündelgel⸗

der .
Einer Anregung des Badiſchen Sparkaſſenver

bandes entſprechend hat das Juſt - Min . den A. ⸗G.

empfohlen , in den Fällen , in denen das der Verfüg
ung vom 29 . Oktober 1903 Nr . 35 777 ( Bad . Rpr .

S . 313 ) angeſchloſſene Protokollformular verwendet

wird , in dem an die Sparkaſſe gerichteten Schreiben
des Vormundſchaftsgerichts auch den Tag zu bezeich

nen , an dem das Mündel volljährig wird . Zweck

226 —

mäßiger Weiſe wird die gleiche Angabe auch in den

in das Sparbuch zu ſetzenden Vermerk aufgenommen

werden .

Juſt . ⸗Min. , 9. Juni 1904 , Nr . 19 275.

Die Polizeiſtunde betr .

Der Umſtand , daß ein Vergnügungsetabliſſement
im Eigentum oder in einer ähnlichen Verfügun

walt einer Gemeinde ſteht , und daß die in einem

ſolchen Anweſen ſtattfindenden Vergnügungen von der

Gemeinde veranſtaltet werden , bietet keinen begründe —

ten Anlaß , für die mit Wirtſchaftsbetrieb verbun —

denen Veranſtaltungen in ſolchen Etabliſſements von

der Beobachtung der Vorſchriften der V. vom

22. Oktober 1864 , die Polizeiſtunde betr . ( Reg . Bl .

S . 785 ) und der V. vom 29 . November 1865 , die

Abhaltung von Tanzbeluſtigungen betr . ( Reg. - Bl . S .

688 ) abzuſehen . Auch bei Beobachtung dieſer Vor —

ſchriften iſt ausreichend Gelegenheit gegeben , den

lokalen Verhältniſſen inſoweit Rechnung zu tragen ,

als dies mit den insbeſondere bei Handhabung der

Polizeiſtunde zu wahrenden polizeilichen Intereſſen
vereinbar erſcheint .

Min . d. Innern , 30 . 1904 , Nr . 56186 .

Erwerbsunfähigkeit

des Kranken iſt nach Krank . V. ⸗Gl § 6 Vorausſetzung

für den Bezug von Krankengeld . Ueber den Begriff
der Erwerbsunfähigkeit ſind die Meinungen geteilt .

Nach einer Anſicht kommt es dabei lediglich auf den

objektiven Zuſtand an , der durch ärztliches Gutachten

feſtzuſtellen iſt ; nach anderer Auffaſſung iſt die Er⸗

werbsunfähigkeit ausgeſchloſſen , ſobald der Kranke tat⸗

ſächlich Arbeit verrichtet . Der Gerichtshof hat ſich

in neuerer Zeit wiederholt dahin ausgeſprochen , daß

die Frage nach den Verhältniſſen des einzelnen Falls

zu beurteilen iſt und daß dabei auch die tatſächliche

Arbeitsleiſtung der Erkrankten , ihre Art und Dauer

in Betracht kommt und unter Umſtänden geeignet

erſcheint , ein entgegenſtehendes ärztliches Zeugnis zu

entkräften .
Verw . ⸗Ger . - H. , 11 . Oktober 1904 .

Grenze der Verſicherungspflicht nach Kr . V. ⸗G .

Es ſteht in Wiſſenſchaft und Rechtſprechung feſt ,

auch teilweiſe erwerbsfähige und chroniſch kranke , ja

ſogar bereits im Sinne des Krank . - V. ⸗G. erkrankte

Perſonen , ſofern ſie nicht ſchlechthin erwerbsunfähig

ſind , als verſicherungspflichtig erſcheinen , wenn ſie

tatſächlich in ein dem Geſetz unterliegendes Beſchäf

tigungsverhältnis eintreten und in dieſem Betrieb

tätig ſind , während völlig Erwerbsunfähige ein ver —

ſicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis nicht mehr be⸗

gründen können . Dadurch , daß ein völlig Erwerbs —

unfähiger unter Zuſammennehmen ſeiner letzten Kraft

während eines einzigen Tages noch eine Arbeit leiſtet

kann er ſich nach der Abſicht des Geſetzes einen An —

ſpruch auf Krankenunterſtützung nicht erringen Kr-⸗⸗

V . &. ss Za , 19 Rechtſpr . d. Verw . Ger . - H. II Nr .

229 S . 206 , Bad . Rpr . 1900 IVNr . 28b , S . 86

Reger , Entſch . , Bd . 17 S . 33 ) . Bei der Beurteilung

der Frage , ob ein Beſchäftigungsverhältnis hiernach

verſicherungspflichtig iſt , müſſen alle in Betracht kom⸗

menden Momente , insbeſondere außer dem ärztlichen

Befund auch die Umſtände , unter welchen tatſächlich

Arbeit geleiſtet wurde , die Dauer und die Erfolge

der Arbeit in Rückſicht gezogen werden .

Verw . ⸗Ger . - H. , 12. Oktober 1904 .
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Stimmzettel bei Gemeindewahlen .
Eine Verletzung der zur Aufrechterhaltung der

geheimen Stimmabgabe ( Gem. -D. § 16 Abſ . 3) ge

gebenen Vollzugsvorſchriſten ( Gem - Wahl - O. S§ 7ff )

liegt nicht vor , wenn die Stimmzettel den mit Tinten

ſchrift aufgezeichneten Namen des Kandidaten tragen ,

ſo daß von der Urkundsperſon , welche das Einwerfen
der Stimmzettel in die Wahlurne beſorgt , aus den

gefalteten Stimmzetteln zwar die Tintenſchrift , aber

nicht der Name des Kandidaten zu erkennen iſt . Denn

die Namen
1 K dürfen nach Gem . - Wahl - O.

§ . 7 Abſ . 3 „handſchriftlich oder durch beliebige
Mittel der 3 lfältigu 9 eingetragen werden . So

lange nicht durch eine ähnliche Einrichtuung , wie ſie

die Landtags - Wahl - ⸗O. Worſchteibt, nämlich durch amt

lich zu liefernden Umſchlag , für die völlige Unmög —

lichkeit jedweder Unterſcheidung der einzelnen Wahl —
zettel vorgebeugt iſt , könnte die Gültigkeit faſt jeder
Wahl umgeſtoßen werden , wenn man die mit Tinte

beſchriebenen Wahlzettel deshalb für ungültig erklären

wollte , weil nur die durchſchimmernde Tintenſchrift
von der beim Einwerfen mitwirkenden Urkundsperſon

bemerkt werden kann .

Verw . - Ger . - H. , 8. November 1904

Gebrauch des Meiſtertitels bei Eintragungen
ins Standes⸗ und Güterrechtsregiſter .

Den Meiſtertitel in Verbindung mit der Bezeich

nung eines Handwerks dürfen nach §S 133 Gew . - O.

nur Handwerker führen , wenn ſie in ihrem Gewerbe

die Beſugnis zur Anleitung von Lehrlingen erworben

(§S 129 Gew . O. ) und entweder die Meiſterprüfung

beſtanden haben oder am 1. Oktober 1901 ihr Hand

werk perſönlich ſelbſt ändig ausgeübt haben Art . 8

des Geſ . vom 26. Juli 1897 über die Abänderung
der Gew . ⸗O. , R . ⸗G Verbindung mitBl . S . 706 in

der Kaiſerl . 82
vom 12. März 1900 , R. ⸗G. ⸗Bl .

127) . Nach 8§S 148 güf 96 iſt ſtrafbar , wer unbefugt
Meiſtertitel führt. Dieſe Vorſchriften werden nicht
üb ral beachtet . Insbeſondere werden nach einem

Vericht der Handwerkskammer Freiburg bei Eintrag

ungen ins Standesregiſter und ins Güterrechtsregiſter

mannigfach junge Handwerker , ohne daß ſie nach den

geſetzlichen Beſtimmungen die Berechtigung zur Füh⸗

rung des Meiſtertitels haben , als Meiſter mit der

Bezeichnung ihres Handwerks aufgeführt . Um Ver —

fehlungen gegen die erwähnten Geſetzesvorſchriften

möglichſt hintanzuhalten , empfiehlt es ſich , bei der

Beurkundung des Perſonenſtandes wie bei der Auf⸗
nahme von Protokollen und der Fertigung ſonſtiger

Urkunden jüngerer . Handwerker , die ſich Meiſter

nennen , unter Hinweis auf die Beſtimmungen der

Gew . ⸗D. zu befragen , ob ſie zur Führung des Meiſter

tit tels befugt ſeien . Die A. - G. haben hieran if die Stan⸗

desbeamten gelegentlich der Prüfung der Standesamts —

führung an Ort und Stelle aufmerkſam zu machen .

Juſt . ⸗Min. , 30 . Mürz 1905 , Nr. 12 655 .

Das Vermieten von Schlafftelleru betr .

Die auf die §S8 87 a, 116 , 136 des P. ⸗St . ⸗G. B.
und § 14 Abſ . 1 der Geſundheits - und Reinlich —

keitsverordnung vom 27 . Juni 1874 bezw . 10. Nov .

1896 ſich ſtützenden Beſtimmungen einer ortspolizei —

lichen Vorſchrift , betr . das Vermieten von Schlaf

ſtellen ( wie die Vorſchriften über Größe und Be —

ſchaffenheit der zum Vermieten benützten Räume , Art

der Verwendung dieſer Räume , Verbot der Benützung

gewiſſer Räume zu Schlafzwecken u. dergl . ) ſind ihrem

weſentlichen Inhalt nach baupolizeilicher Natur . Wenn

deshalb beim Vollzug dieſer Vorſchriften vom Be

zirksamt im einzelnen Falle Anordnungen getroffen

RBe
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werden und ſeitens der Beteiligten gegen dieſe An —

ordnungen Beſchwerde erhoben wird , ſo iſt zur Ver —

beſt cheidung der letzteren gemäß § 6 Abſ . 1 Ziff . 7

des Geſetzes vom 5. Oktober 1863 , die Organiſation
der inneren Verwaltung betr . zunächſt der Bezirks —⸗
rat zuſtändig ; gegen deſſen Entſchließung ſteht den

Beteiligten der Rekurs an das Min . d. Inn . zu.
Min . d. Innern , 30 . Januar 1905 .

Einſicht in die Standesregiſter .
Nach dem unzweideutigen Wortlaute des Ge —

ſetzes hat jedermann das Recht , ohne daß er ein

beſonderes Intereſſe nachweiſen müßte , von den Stan —

desregiſtern gegen Zahlung der geordneten Gebühren
Einſicht zu nehmen . Daraus folgt aber

5
nicht ,

daß die Einſicht jederzeit während aller Geſchäft sſtun⸗

den geſtattet werden müſſe . Der Standesbeamte iſt

vielmehr , um Mißbräuche zu verhüten und Störung
in ſeinen anderen Berufsgeſchäften hintanzuhalten , be —

rechtigt , allgemein die Zeit vorzuſchreiben , wann die

längere Zeit erford ernde Durchſicht ganzer Bände ohne

Störung des Geſchäftsbetriebs erfolgen kann ; jedoch
darf dieſe S nicht zur Vereitelung des

geſetzlichen Einſichtsrechtes benützt werden .

Juſt . ⸗Min . , 16. Februar 1905 , Nr . 2506 .

Krankengeld und Unfallrente .
Bei Erwerbsunfähigkeit , die durch Betriebs . n⸗

fallverletzungen herbeigeführt worden iſt , kommt fol —

gendes in Betracht : “ )
J. Die Krannkenkaſſe hat in erſter Linie

für die erſten 13 Wochen ihre vollen ſtatutengemäßen

Unterſtützungen ( Krankenfürſorge und Krankengeld )

nach
7705 gabe des § 6 Abſ . 1 Ziffer Hund 2 Kran⸗

kenverſ . zu leiſten .
Vom Beginn der öten Woche bis zum Ablauf der

13. Woche hat die Krankenkaſſe das —. — Kranten⸗

geld gemäß § 12 Gew . ⸗Unf . ⸗V. ⸗G. zu gewähren ,
( mindeſtens /ztel des der Berechnung des Kranken —

geldes zu Grund gelegten Arbeitslohnes ) ſoferne

nicht das aus einer oder mehreren Krankenkaſſen zu

gewährende geſetzliche oder ſtatutariſche Krankengeld

ſchon dieſe Höhe erreicht . Die Differenz zwiſchen die

ſem erhöhten und dem normalen Krankengeld iſt der

Krankenkaſſe durch den Betriebs - Unternehmer , in deſſen

Betrieb ſich der Unfall ereignet hat , zu erſetzen .
Die Organe der Krankenkaſſen ſind gemäß §S 76

des Kranken - V. ⸗G. verpflichtet , jeden 1— lrankungsfall ,
welcher durch einen nach den Unf. ⸗Verſ . - Geſetzen zu

entſchädigenden Unfall herbeigef führt iſt , der zuſtän

gen Berufsgenoſſenſchaft anzuzeigen .
Vom Beginne der 14ten Woche hat die Kranken

kaſſe für die weitere Dauer der Erwerbsbeſchränkthei

die Krankenfürſorge zu übernehmen ſoferne nich

inzwiſchen eine Berufsgenoſſenſchaft eingetreten iſt

ferner das ſtatutariſche Krankengeld weiter zu bezahlen ,

1

1

nd zwar bis zum Ablauf der in den Statuten vorge

Zeitdauer des Krankengeld - Anſpruchs vor

behaltlich des Anſpruchs auf Rückerſatz aus der von

der Berufsgenoſſenſchaft zu bewil ligenden Unfallrent
nach Maßgabe der Ausführungen unter Ziffe 1 *

unten ) .
II . Gemäß § 76ſc des Kranken

Unfall - Berufsgenoſſenſchaft die
V. ⸗G. kann die

Heilbe

*) Der Einfachheit halber iſt in Nachſtehendem

jeweils nur auf das Gewerbe- Unfallverſicherungsgeſetz
Bezug genommen . Die bezügl . Geſetzesbeſtimmungen

finden ſich analog auch in den übrigen Unfallverſ .

Geſetzen , abgeſehen von dem erhöhten Krankengeld

von der öten Woche an , welches nur den in Gewerbe —

betrieben verunglückten Perſonen zu gewähren iſt .
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handlung für die ihr zugehörigen Verſicherten in Er

krankungsfällen , welche durch Unfallh rbeigeführt wor
N 14 R 6

1 36 Undchon vor Beginn der tenN)188
Cintritt des Unfalles übernehmen . X

ſo geht der Anſpruch des Verletzten auf 5

für die Dauer der Heilbehandlung , jedochQl

bis zum Ablauf der 13ten Woche im vollen

auf die Berufsgenoſſenſchaft über .

Dieſe Beſtimmung hat alſo ledig 8

im Auge , daß eine Berufsgenoſſenſchaft die

handlung für einen Unfallverletzten übernimmt , ehe

ſie hierzu geſetzlich verpflichtet iſt . Wie unter III aus

geführt wird , beginnt die Pflicht der Berufsgenoſſen

ſchaft mit der 14ten Woche . Uebernimmt ſie die Heil

behandlung ſchon früher , ſo hat ſie das Krankengeld

bis zur lAten Woche anzuſprechen . Im Falle der

Uebernahme der Heilbehandlung durch die Berufsge

noſſenſchaft erhalten ſonach die Verſicherten bezw .

deren Angehörige :

1) Bei ambulatoriſcher Behandlung :

a ) Innerhalb der e rſten 13 Wochen

nach dem Unfall :

Freie ärztliche Behandlung , Arznei , Brillen und

ähnliche Heilmittel (§S 6. Abſ . 1 Ziffer 1 Kr . ⸗V. ⸗G. )

Daneben im Falle der Erwerbsunfähigkeit das Kran⸗

kengeld einſchließlich des Mehrbetrags vom Beginn

der 5. Woche an .

b) Vom Beginn der 14 . Wo che an :

Freie ärztl . Behandlung , Arznei , Brillen , ähn

liche Heilmittel und Hülfsmittel (§S 9 des Gew . - Unf .

V. G. ) die Unfallrente im geſetzlichen Betrag und da

neben auch das etwa noch fällige Krankengeld , auf wel

ches indes die Unfallrente angerechnet werden kann .

Mehr als die Hälfte der Unfallrente kann jedoch bei den

nicht in einem Krankenhaus ꝛc. verpflegten Perſonen

niemals angerechnet werden (vergl . die Ausführ

unter IV ) .
2) Bei Heilverfahren in einer Heil

Enſtal t zc. :

Freie Kur - und Verpflegungskoſten und ge

gebenenfalls Angehörigen Krankengeld , daneben zu

treffendenfalls auch Angehörigen - Unfallrente nach 822²

Abſ . 3 Gew. ⸗Unf . ⸗V. ⸗G.
Für das nach Ablauf der 13. Woche etwa

noch fällige Krankengeld kann Erſatz aus der

Rente genommen werden und zwar kann weil

Anſtaltsbehandlung die ganze Unfallrente in An

ſpruch genommen werden .

III . Vom Beginn der 14 . Woche nach Cintritt
des Unfalles beginnt auf alle Fälle die Fürſorge

pflicht der Berufsgendo ſſenſchaft gemäf ,

§ 9 des Gew . - Unf . V. G.

Die Berufsgenoſſenſchaft hat hiernach zu gewäh

241
1) Freie ärztliche Behandlung , Arznei und ſ

ſtige Heilmittel , ſowie die zur Sicherung des Erfolges

des Heilverfahrens und zur Erleichterung der Folgen

der Verletzung erforderlichen Hülfsmittel ( Krücken ,

Stützapparate und dergl . )
2) Rente für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit

je nach dem Grad der Erwerbsbeſchränkung .
3) An Stelle der Leiſtungen Ziffer 1 und 2

kann Behandlung in einer Heilanſtalt erfolgen . Ge—

ſchieht dies , ſo haben die etwaigen Angehörigen ein

Anſpruch auf Rente und zwar inſoweit , als ſie ſolchen

im Falle des Todes des Verletzten haben würden .

(§S 22 Abſ . 3 Gew . - Unf . V. ⸗G. ) .

IV . Die Verpflichtung der Kranken⸗

kaſſen zur Unterſtützung von unfallverletzten Ver

ſicherten wird durch die Unfallverſicherungsgeſetze
nicht berührt ( vergl . § 25 Gew . Unf . - V. ⸗G. ) .

on⸗

Krankenkaſſe für einen Zeitraum

t, für welchen dem Verletzten ö

es allverſicherungsgeſetzes ein Entſchä —

igungsanſpruch zuſteht oder zuſtand , ſo iſt ihr hier

durch Ueberweiſung von Rentenbeträgen Erſatz

zu leiſten . Für die im § 6 Abfſ . 1 Ziffer 1

Kranken⸗V . ⸗G. bezeichneten Leiſtungen iſt gemäß

2 3 Gew . - Unf . ⸗V. ⸗G. die Hälfte des geſetzli

Mindeſtbetrages des Krankengeldes als Erſatz

währen . Es können aber im Ganzen gemäß Abſatz 4

a. a. O. bei vorübergehenden Unterſtützungen

höchſtens 3 halbe Monatsbeträge der Rente ,

Abſatz 5 a. a. O. bei fortlaufenden Unterſtütz

ungen höchſtens die Hälfte von den fortlaufenden Ren⸗

tenbeträgen , und nur bei Gewährung des Unterhalts

in einer Anſtalt für die Dauer dieſer Unterſtützung

die vollen Rentenbeträge in Anſpruch genommen

werden .

leber die Auslegung des Begriffs der „ vor —

übergehenden Unterſtützung “ haben das

preußiſche Oberverwaltungsgericht und andere Ver⸗

waltungsgerichte in verſchiedenen Urteilen ausgeſpro —

chen, daß die zufolge der reichsgeſetzlichen Kranken —

verſicherung gewährten Unterſtützungen ( ebenſo auch

die Unterſtützungen der Hülfskaſſen , welche zeitlich be⸗

grenzte Leiſtungen gewähren ) grundſätzlich als

„ vorübergehende “ anzuſehen ſind , weil wegen

der zum Voraus beſtimmten zeitlichen Beſchränkang

eine fortlaufende Unterſtützung nicht angenommen wer⸗

den könne . ( Vergl . Arbeiterverſorgung 21 Seite 270

und 744 , Reger , Entſcheidungen 24 Seite 299 , 25 Seite

92 uſw. ) .
Wenn alſo nicht Behandlung des Unfallverletzten

in einer Anſtalt erfolgt , ſo iſt demſelben die Hälfte

der Unfallrente neben dem geſetzlichen oder ſtatuta —

riſchen Krankengeld unter aklen . Umſtänden auszu⸗

zahlen .
Wird die Unfallrente für weniger als 3 Monate

gewährt , ſo kann die K rankenkaſſe nicht etwa die Hälfte

von drei ganzen Monatsbeträgen , ſondern nur die

Hälfte des tatſächlich gewährten Rentenbetrages in An —

ſpruch nehmen .

V. Die Berufsgenoſſenſchaft iſt ge⸗

mäß § 11 des Gew . Unẽf. V. - G. berechtigt , der Kran —

kenkaſſe , welcher der Verletzte angehört oder zuletzt

angehört hat , gegen Erſatz der dadurch erwachſenden

Koſten die Fürſorge für den Verletzten über die Ig3te

Woche hinaus bis zur Beendigung des Heilverfahrens

zu übertragen .
Als Erſatz für die der Krankenkaſſe erwachſenden

Koſten iſt in der Regel (d. h. wenn nicht höhere Auf —

wendungen nachgewieſen werden ) zu gewähren :

1) für freie ärztliche Behandlung , Arzneimittel ,

Brillen und ähnliche Heilmittel (§S 6 Abſ . 1 Ziffer

1 Kr . ⸗V. ⸗G. ) die Hälfte des im Kr . ⸗V. ⸗G. beſtimm⸗

ten Mindeſtbetrags des Krankengeldes :
2) für Verpflegung des Verletzten in einer Heil —⸗

anſtalt ꝛc. : das 11/fache des genannten Betrages .

Dieſe Leiſtungen ſind der Krankenkaſſe von der

Berufsgenoſſenſchaft beſonders zu erſetzen und dürfen

auf die dem Verletzten zuſtehende Rente nicht ange —

rechnet werden .

Im Falle der Uebertragung des Heilverfahrens

an die Krankenkaſſe über die 13te Woche hinaus hat

der Verletzte ſomit anzuſprechen :

1) Bei ambulatoriſcher Behandlung :

Freie ärztliche Behandlung , Arznei , ſonſtige Heilmit⸗
tel ( Brillen ꝛc. ) u. Hülfsmittel ( Stützapparate ꝛc. ) nach

§ 9 Abſ . 1 Ziffer 1 Gew . ⸗U. ⸗V. - G. Für den Fall

der Erwerbsunfähigkeit : die geſetzliche Unfallrente , da⸗

neben das Krankengeld , welches indeſſen nach Maß⸗

*
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gabe der Ausfül hrungen
in Ziffer IV auf die Rente

angerechnet werden kann .

Bei Anſtaltsbehandlung : Freie Kur

und Verpflegung und gegrbenen Falles Angehörigen⸗

Rente nach §S 22 Abſ . 3 Gew . - Unf . V . G .

Einiges über Giro⸗ und Lombardverkehr .

I.

Die Reichsbank , hervorgegangen aus der vom

Reiche angekauf ten Preuß Bank konnte am 1. Januuar
1906 das 30W

0 5 Ju ibilän im ihres Beſtehens feiern .

Groß iſt der Aufſchwung , den deutſcher Handel , den itſche

Induſtrie in den letzten De
zennie

n genommen Er

fällt nicht zum geringen Teil der ſegensreichen Wirk

ſamkeit der Reichsbank zu . Nach § 12 des —5

ſetzes hat ſie „ den Geldumlauf im geſamten Reichsge

biet zu regeln , Zahlungsau isgleichungen zu erleich

tern , für die Nutzbarmachung verfügvaren Kapitals

zu ſorgen . “ Dies geſchieht durch den Giroverkehr ,

die Wechſeldiskontierung und den Lombardverkehr .

Die ſtets wachſende Zahl der eeeee gibt Zeug

nis , daß der Giroverkehr , dieſe einfach ze und ſichere

Zahlungs sweiſe bei der Kau aft und der In

duſtrie , wie bei einer großen Zahl öffentlicher Kaſſen

( u. a. Sparkaſſen ) ſich immer mehr einbürgert .

Der Giroverkehr beſteht in der Zahlungsvermitt

lung zwiſchen Reichsbank - Girokunden , ohne Verſen

dung von barem Gelde . Durch dieſe Art des Ge

ſchäftsbetriebes erhält die Reichsbank Mittel zur Kre

ditgewährung , und anderſeits bietet ſie den Konto

inhabern viele Vorteile .

In den folgenden Ausführungen , die den täg

lichen Verkehr zwiſchen Reichsbant und Girokunden

darſtellen , ſollen die Vorteile , wie ſie ſich nament

lich auch für Sparkaſſen bieten , vor Augen geführt

werden .

Nach Genehmigung des Antrages 5 Eröffnung

eines Kontos bei der Reichsbank erhalte ich ein Konto

Gegenbuch, in welches alle von mir oder für mich

in bar oder durch Verrechnung eingehende Gelder

eingetragen werden . Ich kann ſomit bei mir ein⸗

laufende Gelder , fällig gewordene Wechſel , von der

Reicksbank erteilte Lombard - Darlehen oder Cheks ,

welche bei der Reichsbank zahlbar ſu, meinem Konto

bei der Reichsbank gutſchreiben laſſen . Auf Grund

dieſes Giroguthabens leiſte ich meine eigenen

Zahlungen , ſoweit natürlich mein Guthaben reicht ,

durch Chels . Die Formulare erhält der Kontoinhaber

in Heften von 50 Stück gegen Quittung anene tlich

von der Reichsbank . Unbrauchbar geworden ſind zu

e n.

C Diejenigen , welche , 92 Unterzeichnung der Cheks

berechtigt ſind , haben ihre nterſchrift bei der Reichs

bank niederzulegen .
Die baren Erhebungen 3—

—. — durch weiß
Cheks , die auf eine beſtimmte Perſon oder

lauten mit dem Zuſatze „ oder Ueberbringer . “ Die

Auszahlung erfolgt durch die Reichsbank an den

Ueberbringer ohne Legitimationsprüfung . CCheks,
welchen der Zuſatz „ oder Ueberbringer “d durchſtricher

iſt , werden nicht eingelöſt.
Der Wortlaut eines weißen Cheks iſt z. B. :

„ Die Reichsbank K. wolle zahlen gegen

dieſen Chek aus meinem Guthaben an Herrn

unſerm

A. B. hier oder Ueberbringer Mark : Zwanzig

tauſend
Firmaſtempel : Unterſchrift : X. P.

K. , den 1. November 1906 . “

Der Kontoinhaber kann mittels weißen Cheks

auch an ſich ſelbſt auszahlen laſſen . Dann wird der

Inhalt 3ꝗ— „ Die Reichsbank K— wolle zahlen

an mich ſelbſt oder Ueberbringer “ . Oder aber , er

benützt den Chek bei ſeinen eigenen Zahlungen , indem

er ihn weitergibt , wie bares Geld .

Die weißen Cheks enthalten am rechten Rande

eine Zahlenreihe von 500 —5,0000 , von welcher die

jenigen Zahlen abzu ſchneiden ſind , welche die im Chek

angegebene Summe überſteigen .
Außer den weißen gibt die Reichsbank noch rote

Cheks aus . Dieſe dienen ausſchließlich zu Ueber

tragungen auf das Konto eines andern Kont9

inhabers .
Ich habe z. B. an einen in Karlsruhe wohnen⸗

den Gläubiger A. B. eine Zahlung von 20000 Mk .

zu machen , der bei der Reichsbank Karlsruhe ſelbſt
ein Girokonto - Guthaben beſitzt , ſo übergebe ich den

roten Chek unter gleichzeitiger Benachrichtigang des

Gläubigers durch Poſtkarte , der Reichsbank K. zur
Gutſchrift des zu zahlenden Betrages bei der Reichs —
bank Karlsruhe .

Ein ſolcher Chek lautet :

„ Die Reichsbank wolle dem Konto des Herrn
E E *

A. B. in Karlsruhe bei der Reichsbank in Karls —

ruhe M. : Zwanzig tauſend gutſchreiben und

dafür belaſten den Konto des X. M. “
Ebenfalls einen roten Chek kann ich ausſtellen ,

wenn der Gläubiger in K. wohnt und dieſer bei

der
880

sbank K. ein Giroguthaben beſitzt .
Vie ich mittels 83 ks meine Gläubiger befriedige ,

ſo tönnen umgekehrt Schuldner , die ein Girokonto

haben und das iſt bei allen größeren Firmen und

wohl ſämtlichen Banken der Fall , per Girokonto Zah

lungen leiſten .
In allen dieſen Fällen findet leine Geldſendung

bezw . bare Auszahlung ſtatt , ſondern lediglich Buch

ungen , eine Gutſchri F. und gleichzeitig eine Be

laſtung von zwei Conti .
Giro⸗Uleb ertrag jungen 1 Grund roter Cheks in

Beträgen von 3 . 15000ʃ Mark werden der Be

ſtimmungsanſtalt direkt 50 rwieſen , ohne
der vorgeſetzten Bankanſtalt , Summen von mehr als
50000 Mark jedoch nur , wenn der Kontoinhaber mit

der Reichsbank Wechſel - oder Lombardgeſchäfte macht .
Es iſt erſtaunlich , welch ungeheure Summen auf

Grund einfacher Buchungen , ſtatt barer Zahlungen
beglichen werden . Auch können am

Giroverkehr der Reichsbank teilnehmen . Dieſelbe hat
folgende Einrichtung getroffen . An allen Bankplätzen
können bare Huinitte von mindeſtens 100 M.

von Perſonen , welche ſelbſt kein Girokonto beſitzen ,

zur Gutſchrift auf das Konto eines auswärtigen
Girokunden geleiſtet werden . Ebenſo können Poſtan
weiſungsbeträge für Nichtkonten - Inhaber dem Giro

konto eines Andern überwieſen werden . In beiden

Fällen erhebt die Reichsbank eine Gebühr von min —

deſtens 30 bezw . 50 Pfennig .
Die Girogelder werden nicht verzinst . Es

kann ſich deshalb nur um vorübergehende Geldan

lagen auf Girokonto handeln . Das Kontoguthaben
darf unter 1000 M. , bei großen Umſätzen ꝛc. unter
2000 Mark uſw . nicht herabſinken .

Namentlich in England und Amerika hat ſich
Chekverkehr zu gewaltigem Umfange ausgebildet .

Durch den Giroverkehr fallen weg und das bilden

die Vorteile : das zeitraubende Zählen von Bargeld
bei dem Irrtümer leichter möglich ſind , als bei kurzen

Buchungen , ferner bedeutende Portoſpeſen und end —

lich iſt der Kontoinhaber gegen jeden Verluſt von

Geldſendungen geſchützt .
I

heiſt verpfänden . Reichsbank
erteilt Lombarddarlehen zu einem öffentlich bekannt

gemachten Zinsſatze gegen Verpfändung von edlen

2
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Metallen Gold , Silber von Wechſeln , im In⸗
lande lagernden Kaufmannswaren und Wertpapieren ,
die in dem von der Bank herausgegebenen Verzeich

niſſe aufgeführt ſind .

Der Lombardzinsfuß für Darlehen auf die vom

Reiche oder einem deutſchen Staate ausgegebenen

Schuldverſchreibungen iſt um ¼ Prozent , für Dar

lehen auf andere Wertpapiere , Wechſel und Waren

um 1 Proz . höher als der Reichsbankdiskontoſatz .

Der letztere beträgt z. Zt . 6 Proz . Reichsbank

diskont iſt der Zinsabzug , den die Reichsbank beim

Ankauf noch nicht fälliger Wechſel macht .

Als Wertpapiere kommen in Betracht : Staats —

und Kommunalpapiere , Pfandbriefe , Aktien und andere

dergleichen Wertpapiere und Wechſel, und zwar ent

hält das gen . Verzeichnis zwei Klaſſen . Die zur Klaſſe
J. gehörenden Wertpapiere werden mit 75 Proz . , die

jenigen der Klaſſe II . mit 50 Proz . des Kurswerts

beliehen .

Ueber die hinterlegten Papiere ſtellt die Reichs —
bank einen Lombardſchein aus , in welchen die

verpfändeten Papiere genau verzeichnet ſind . Mit den

Papieren ſind auch die Zugehörden Zinsſcheine ,

Zinserneuerungs - und Dividendenſcheine zu über⸗

geben .

Die Ueberwachung der Papiere wegen Kündig —
ung , Verloſung , Fälligkeit der Zinsſcheine oder ſon⸗

Räer Veränderungen iſt Sache des Verpfänders .

Das Lombarddarlehen , in der Regel werden ſolche
unter 500 Mark nicht gegeben, kann ohne Kündigung
täglich heimbezahlt werden ; die Zinſen werden ½

jährlich erhoben . Zahlungen an Kapital , Zinſen oder

Koſten werden auf den Pfandſchein beſcheinigt , weitere

Quittungen nicht erteilt .

Gerät der ſuldner mit der Rückzahlung in

Verzug oder bleiben Zinſen rückſtändig , ſo iſt die

Pfandgeberin berechtigt , das Pfand verkaufen zu

laſſen und ſich aus dem Erlös bezahlt zu machen .

t während der Dauer des Darlehens der

Kurs des Unterpfandes um 5 Prozent , ſo iſt

Verpfänder verpflichtet , die urſprüngliche Siche rhe
wieder herzuſtellen . kann geſchehen durch alne
Abzahlung oder Echihertg des Unterpfandes auf das

bedungene Verhältnis .

Jede Gefahr der Unterpfänder trägt allein der

Verpfänder .

Unſere Sparkaſſen gewähren § 14 Abſ . 5

Spark . ⸗Geſetz — Darlehen gegen fauſtpfändliche Siche

rung durch ſolche Forderungen , in welchen ſatzungs —

gemäß das Vermögen der . auch unmittel —

bar angelegt werden darf . Als Pfandobjekte kommen

hier in Betracht verzinsliche Schuldverſchreibungen des

deutſchen Reiches oder eines deutſchen Staates , ferner

ſolche von inländiſchen Kreiſen , Gemeinden , Spar

kaſſen mit Gemeindebürgſchaft oder öffentlicher Ge —

noſſenſchaſten . Mit beſonderer ſtaatlicher Genehmig —

ung z. B. auch die Pfandbriefe von Hypothekenbanken .

Auch Waren werden von der Reichsbank be —

liehen und zwar : Getreide , Mais , Oelſaat , Flachs

Hanf , rohe und ungebleichte Leinwand , baumwollenes

Garn , Borſten , Leder , Häute , inländiſcher Tabak in

Blättern und Rollen , Eiſen , Zinn , Blei , Pottaſche ,
Materialwaren , Kaffee , Zucker, Holz in langen Stäm

men , ferner Rü ibböl , Spiritus , Rum und Brannt

wein .

— 17

Weine werden nur mit beſonderer Genehmigung

des Reichsbankdirektoriums in Berlin beliehen und

zwar nur gute , abgelagerte , 2- bis 3jährige . Ameri

kaniſche Tabake werden nur beliehen , wenn der betr .

Bank mit dieſem Artikel vertraute Taxatoren zur Seite

ſtehen . Spiritus , Rüböl und Zucker werden mit höch
ſtens ¾ , alle übrigen Waren in der Regel nur bis

zur Hälfte des ermittelten Werts beliehen .

Die Schätzung der Waren
geſc

ſchieht du 5 beſon

ders beſtellte Taxatoren . Nach ſtattgehabter Schätz

ung wird das Lokal , in welchem das Unterpfen
lagert , von der Bankanſtalt abgeſchloſſen und außer —
dem mit einem ſog . Lombardſchloß verſehen . Min⸗
deſtens alle 14 Tage findet Warenreviſion ſtatt . Das

Unterpfand muß gegen Feuersgefahr verſichert —
Die Reichsbank haftet für keinerlei Schaden , welche

ohne ihr Verſehen durch Verderben , durch Lecke an

Gebinden , Eintrocknen oder ſonſt entſtehen .

Tritt Wertsverminderung der verpfändeten
Waren ein , durch Sinken im Preiſe oder durch Ver

änderungen nach Menge und Güte , ſo iſt der Schuld

ner zur Verſtärkung oder Abzahlung verpflichtet , an
dernfalls die Bank ſich aus dem Verkaufe bezahlt

macht

Hinſichtlich der Zins - und Kapitalheimzahlungen
ꝛc. gelten die gleichen Beſtimmungen wie bei den

Beleihungen von Wertpapieren .

In Bayern iſt eine Lombard - Steuer geſetzlich

eingeführt .
Gold⸗ und Silbermünzen werden nach

ihrem innern Wert mit einem Abſchlag von 5 Proz . ,

inländiſche und ausländiſche Wechſel mit einem ſol

chen von mindeſtens 5 Proz . ihres KursNenn - wertes

beliehen .
K. R. B.

Die Aufbringung und Verrechnung der Koſten

ür die Verpflegung taubſtummer oder blin⸗

er Kinder in ſtaatlichen Erziehungsanſtal2.
— n.

Bis zum Jahre 1904 war es den Eltern und

Fürſorgern taubſtummer und blinder Kinder freige

ſtellt für die Erziehung dieſer Unglücklichen Sorge

zu tragen . Zwar hatte ſchon ſeit Langem ſich die

private und öffentliche Wohltätigkeit dieſer Armen

angenommen . Sie wurden in ſtaatlichen Bildungs

anſtalten auf Koſten ihres Vermögens , oder der

Armenverbände , welchen ſie angehörten , unterrichtet

und verpflegt , auch leiſtete der Staat beträchtliche Zu

ſchüſſe zu genanntem Zwecke . Da aber kein ſtaatlicher

Zwang beſtand , haben ſich viele minderbemittelte

Eltern geſcheut , die Beihilfe der Armenverbände zum

Zweck der Erziehung ihrer nicht vollſinnigen Kinder

anzunehmen um nicht unter den Folgen der öffent

lichen Armenunterſtützung leiden zu müſſen .

Vorbildlich für alle deutſchen Staaten und ihnen
allen voran iſe das badiſche Geſetz vom 11. Auguſt
1902 „ die Erziehung und den Unterricht nicht voll

ſinniger Kinder betr . “ erlaſſen worden . Nach S8 5

und 18 dieſes Geſetzes beſteht für die blinden und

taubſtummen Kinder badiſcher Staatsange —

hörigkeit , welche bildungsfähig ſind vom 8S. bis

zum 16. Lebensjahre ein Unterrichtszwang , welchem

durch Privatunterricht oder durch Unterbringung in

eine ſtaatliche Taubſtummenanſtalt oder Blindenan

ſtalt genügt wird .

Die ſtaatlichen Anſtalten für Taubſtumme und

Blinde haben den Zweck die ihnen anvertrauten Kin

der zu verſtändigen , religiös ſittlichen Menſchen zu

erziehen , ſie in den Lehrgegenſ ſtänden der Volksſchule ,
ſoweit dieſelben den taubſtummen und blinden Kin

dern zugänglich ſind , zu unterrichten und die blinden

Kinder überdies in geeigneten , für die Gewinnung

—/'
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ihres Lebensunterhalts förderlichen Handarbeiten zu
unterweiſen . Der Betrieb der Taubſtummen - und

Blindenanſtalten iſt geregelt durch die miniſterielle

Verordnung vom 9. Juni 1904 , Geſ . - und Verordgbl .
Seite 98 .

Für den Fall , daß Privatunterricht nicht in

Frage kommt , iſt der Gang für die Unterbringung
und Verpflegung Taubſtummer oder Blinder in ſtaat

lichen Anſtalten der Folgende : Die Gr . Bezirks

ämter ſtellen auf Antrag der Oberſchulbehörde feſt ,

welcher Armenverband im 8 1 der Dürftigkeit für

den Unterhalt des Kindes vorſchüßlich aufzukommen
hat . Dieſer Armenverband oder Kreis )

hat unter Anhörung der Eltern oder geſetzlichen Pfleger
des Kindes ſich zu erklären , ob er der angeſonnenen

Unterbringung desſelben in eine Anſtalt zuſtimmt .

Im Weigerungsfalle werden Rekurſe gegen Entſchei —

dungen der Oberſchulbehörde auf Grund des Geſetzes

durch das Unterrichtsminiſterium im Einvernehmen
mit dem Miniſterium des Innern und falls ein Ein —

vernehmen nicht zu erzielen iſt , durch das Staats

miniſterium erledigt . ( Landesherrl . Vdg . vom 2. März

1904 , Geſ. ⸗ und Vogsbl . S . 27 ) .

Sobald die Frage der Unterbringung des Kindes

geregelt iſt , kommt die Regelung der Verpflegungs —
koſten in Betracht . Die Koſten für die Unterhaltung der

Anſtalt in Dach und Fach , deren Ausſtattung , Heizung

und Verwaltung , der Lehrmittel und der Lehrkräfte

trägt die Staatskaſſe ganz . An die Gemeinde ꝛe.

bezw . die privatrechtlich Verpflichteten kommen nur

in Anforderung :

1. Die Koſten der Verbringung des Zöglings in

die Anſtalt bei Beginn der Bildungszeit 55 nach Ab —

lauf der jeweiligen Ferien , ſowie jene de Rückver
bringung an den Wohnort der Eltern 95 Für

ſorger bei Beginn der jeweiligen Ferien und bei der

Emkaſſee
aus der Anſtalt .

2. Die Koſten der Beſchaffung einer den Vor —

ſchriften der Hausordnung entſprechenden Ausſtattung
des Zöglings an Kleidung uſw . beim Eintritt in die

Anſtalt .

3. Vergütung für die in der Anſtalt gereichte
Verpflegung .

Für die Berechnung des Verpflegungsbeitrages
kommen hiernach im weſentlichen nur in Betracht die

Auslagen für : Nahrungsmittel aller Art , Medi —

kamente , Ausbeſſerung und Neuanſchaff ſung von Klei

dern und Leibwäſche der
Jögaugr, ferner für die In

ſtandhaltung des Bett - und Tiſchweißzeuges und für

die laufende Unterhaltung der übrigen Einrichtung,
ſoweit ſie in Ausbeſſerungen und nicht in Neuan —

ſchaffungen *ehen . Dieſer Weruftehungebe rag iſt

auf Grund 8 8 des Geſetzes durche § 34 der Verordg .

vom 9. Juni 1904 für die Zeit vom 1. April 1904

bis zum 1. Mai 1913 auf jährlich 210 Mark feſt —

geſetzt worden .

Es dürſte einem Privatmanne nicht leicht mög

lich ſein , mit einem ſolchen Betrage ein 25—tvoll

ſinniges Kind zu ernähren und auszubilden .

Die Streitigkeiten zwiſchen den Betei ligten, ein

ſchließlich des Staates , über die endgültige Tragung

der Koſten entſcheiden die Verwaltungsgerichte und
zwar in erſter Inſtanz der Bezirksrat , in zweiter

Inſtanz der Verwaltungsgerichtshof .
Zur Tragung der Koſten werden herangezogen :

a. das Erträgnis des eigenen Vermögens des

Zöglings ;

b. unterhaltungspflichtige Verwandte , ſoweit ſie

nach allgemeiner Beurteilung ihre Verhältniſſe hiezu

imſtande ſind und

27 3

c. die Gemeindein der das Kind bei Erreichung
des ſchulpflichtigen Alters den Unterſtützungswohn —
ſitz beſitzt oder der Kreis , wenn derſelbe auf dieſen

zeitpunkt für es eintreten mußte .

Mangels eines i Armen⸗

verbands hat die Staatskaſſe für die Koſten auf —
zukommen .

Der Ausſchlag der Koſtenbeiträge geſchieht wie

a. die Reiſe - und Einkleidungskoſten haben die

Privaten bezw . pflichtige Gemeinde , Kreis oder Staat

ganz zu tragen ;

b. der Reſt der Verpflegungskoſten , welchen Private
nicht ganz decken , wird zu ½ auf die Staatskaſſe

übernommen ; die übrigen 2 / aber von der Ge

meinde ꝛc. getragen .

Wird z. B. aus dem Vermögen oder von den
Verwandten eines Zöglings ein Beitrag von jährlich
50 Mark geleiſtet , ſo wird der Reſt von 160 Mark

mit 53,33 Mark vom Staate und mit 106,67 Mark

von der Gemeinde ꝛc. getragen . Unter der Annahme ,
daß eine Gemeinde die endgültig Verpflichtete ſei ,

hat ſie in dieſem Falle jährlich 50 und 106,67 M. ,

zuſammen 156,67 Mark in einmonatlichen Raten von

je 52,22 Mark auf 15. Januar , 15. Mai und 15.

September zum Voraus an die Anſtalts - Verrechnung
zu bezahlen . Reiſe - und Einkleidungskoſten werden

jeweils geſondert angefordert . Die Gemeinde iſt d

Anſtaltskaſſe gegenüber zur Leiſtung verpflichtet und

ſie erhebt die auf die Privaten fallenden Anteile von

dieſen zurück .

Diejenigen Geme inden , welche einen Staats

beitrag zum Schulaufwande beziehen , können die auf

ſie mitfallenden 3 / des Ver roflegungsbeitrages auf
die Staatskaſſe überwälzen . Hiernach iſt dieſer Auf —

wand keine Armenlaſt der Gemeinde und eignet ſich

auch nicht zur Verrechnung unter §S 31 in der Ge —

meinderechnung , ſondern er muß unter § 28 b unterge —
bracht werden .

Wenn ein Zögling innerhalb 10 Jahren nach der

Entlaſſung aus der Anſtalt zu hinreichendem Ver —

mögen gelangt , ſo hat er die Aufwendungen von

Staat und Gemeinden für ſeine Verpflegung zu er —

ſetzen . Auch iſt in dieſer Zeit ſein Nachlaß dafür

verhaftet , wenn nicht pflichtteilsberechtigte Erben vor —

handen ſind .

Die vom Staat und — — 333 Unter⸗

ſtützungen ſind nicht armenrechtlicher Natur und ſie

haben keine Folgen ſür die primär zahlungspflichtigen
Eltern .

Ganz der humanen Abſicht des Geſetzes würde

es zuwiderlaufen , wenn ſehr haushälteriſch veran —

lagte Gemeindebehörden die in den Verhandlungen
übernommenen Beiträge nachträglich auf die

Eltern der Kinder zwangsweiſe überwälzen wollten .

In ſolchem Falle wäre auch / an die Staatskaſſe

nachträglich abzuliefern .

Briefkaſten .

Hr . Sparkaſſenrechner N. in B . Unſeres

Wiſſens iſt bis jetzt von Gr . Miniſterium des Innern
nur den Sparkaſſ en Karlsruhe und Mannheim Nach

ſicht von der durch § 61 der Sparkaſſenrechnungsan
weiſung vorgeſchriebenen Erhebung von Quittangen
bei Rückzahlungen von Einlagen bis zum Betrage
von 500 M. erteilt worden .
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Karlsruher

Lebensversicherung a . d .

Allgemeine Verſorgungs - Anſtalt .

560 Millionen Mark .

Geſamtvermögen : 202 Millionen Mark .

Ganzer Ueberſchuß den Verſicherten .

Weitgehendſte Unanfechtbarkeitu . Unverfallbarkeit .

vormals

Verſicherte Summe :

Mitverſicherung auf Prämienfreiheit im

Invaliditätsfalle .

Freie Kriegsverſicherung . Weltpolice .

DDurch Vertrag mit den Großh . Bad .

Miniſterien genießen die Badiſchen Beamten

Vergünſtigungen .beſondere

ds
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Den Herren Bürgermeiſtern , Gemeinderechnern und Rech —

nungsſtellern teilen wir mit , daß wir die Impreſſe

„ Darſtellung des Schulpfründevermögens
und der

Deckungsmittel zum Schulaufwand “ ,

nach Erlaß Großh . Oberſchulrats vom 29 . Mai 1906 , ange⸗

fertigt haben und zum Preiſe von 15 Pfg. in beliebiger
Anzahl von uns zu haben iſt . Jeder Impreſſe wird eine

Erläuterung beigefügt .
Ferner für die Gemeinde - Regiſtratur :

Pallien für die neue Gemeinderegiſtratur nach amt —

licher Vorſchrift ,

Generalia , gelb Aktendeckel ,

Spezialia , rot

Zolizei⸗Straf⸗ Sachen, weiß Kanzlei ,
Rubrikenordnung in 20 Aenderungen .
Deckſtreifen .

J . Külby , die bad . Gemeinderegiſtraturordnung , geb . M. 2 . 80 .

— S . . . . . . .
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Rechnungsimbrefſ en :

für Gemeinden .
Kapital⸗Zins ohne VordruckLeere ohne Vordruck
Kchithlt mit 7Einnahmen mit Vordruck

Ausgaben
Uneigentliche Einnal ymen und Aus 2Einnahmen mit Vordruck Nr . 1 bis

Ausgaben mit 65 R
Titel mit Vorbericht
Rechnungsabſchluß

Darſtellung
Voranſchlag

n neueſter Auflage , wenn mit

unſerer Firma verſehen .

b. für Stiftungen .

Journal ( Kaſſenbuch ) .
Titel mit Vorbericht

Darttelting
des Vermögens und der Schulden

Einnahmen
Zinſen aus Grundſtockskapitalien

338 Darſtellung und Zuſammenſtellung

c. für Vormundſchaftsrechnungen .
Titel mit Vorbericht Form . I

IEinnahmen A. 8
Liegenſchafts - Erlös Form . III

„ „ Ertrag „ IV

Ausgaben B. 5 V

Tagebuch ( Kaſſenbuch ) 5 VI

In unſerem Verlage iſt die dritte

neubearbeitete Auflage :

Anleitung zur Statiſtit und zur Kaſſen⸗
821

und Rechnungsführung der badiſchen

Kranken⸗ und Hilfskaſſen
von

Oberrechnungsrat E . Muſer
rſchienen

Impreſſen für Waldwirtſchaft .
Ganz ueu :

Holzverſteigerungsprotokoll mit Einzugsregiſter ,

Holzaufnahmsbüchle , Taſch enformat u. loſe Bogen,
Holzverſteigerungsprotokoll Für Langholz ,

Holzaufnahmsliſte über Bau⸗ und Nutzholz ,
Klafterholz ,

Retig
und Abfallholz ,

1 ( Wenigſtbietenden ) ,
2 ( Meiſtbietenden ) ,

Holz zaufarbeitungs ⸗Protokoll ,
Aufnahme⸗ und Abgabeliſten ,
Holzmacherlohnzettel , Holzhauervertrag ,
Holzbedarfsliſte , Holzaufnahmsliſten,
Taglohnzettel , Taglohnliſte .

gonndorfer Buchdruckerei , Spachhol ; & Ehrath ,
Bonndorf , bad . Schwarzwald —

7. 7·

Monatsſpalten , Form .

0

Fur gefälligen Beachtung !
Um Portoauslagen und Umſtändlichkeiten zu vermeiden , wolle man ſich in allen auf die Beſtellung und

den Verſandt der

Geſchäftsſtelle :
Zeitſchrift ſich beziehenden Angelegenheiten an die

Sparkaſſekontroleur Zier in Bonndorf ,
in allen übrigen auf den Inhalt der Zeitſchrift ſich beziehenden Angelegenheiten aber an die

Ichriftleitung der Zeilſchrift für das Rechnungsweſen der Gemeinden ett in Konſlan ; ( Schützenſtr . 200
— An

882 Verlag in ſind auf die Beitſchriſt ſich micht zu Veubtetent

Verlag und Redaktion :
Schriftleitung in Konſtanz . — Druck :

Der Amtsrevidenten⸗ Verein für das Großherzogtum Baden , Geſchäftsſtelle in Bonndorf ,

Spachholz & Ehrath , Bonndorf .
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